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4 jederzeit einen Einberufungsbefehl erhalten. Das 
gilt auch für weibliche Bürger, deren Einberufung 
während der Mobilmachung vorgesehen ist, entspre­
chend. Ein solcher Einberufungsbefehl ist sorgfältig 
aufzubewahren. Sein Verlust ist unverzüglich dem 
zuständigen Wehrkreiskommando zu melden.
(5) Gründe, die es verhindern, daß sich Wehrpflich­
tige dem Einberufungsbefehl gemäß melden kön­
nen, sind unverzüglich dem zuständigen Wehrkreis­
kommando mitzuteilen. Der Einberufungsbefehl 
gilt, bis dem betreffenden Wehrpflichtigen eine an­
dere Entscheidung des Wehrkreiskommandos mit­
geteilt wird.

§13
Untauglichkeit für den Wehrdienst
(1) Die Wehrpflichtigen, bei denen dauernde 
Dienstuntauglichkeit festgestellt wurde, werden 
nicht einberufen. Sie haben die für sie zuständigen 
Wehrkreiskommandos unverzüglich in Kenntnis zu 
setzen, wenn ihnen Tatsachen bekannt werden, die 
diesen Feststellungen widersprechen.
(2) Die Wehrpflichtigen, bei denen eine zeitliche 
Dienstuntauglichkeit festgestellt wurde, werden für 
die betreffende Zeit nicht einberufen. Die staatli­
chen Organe und Betriebe haben Maßnahmen zur 
baldmöglichen Herstellung der Diensttauglichkeit 
dieser Wehrpflichtigen zu treffen. §

§ 14
Zeitweilige Zurückstellung 
vom Wehrdienst
(1) Auf Antrag von staatlichen Organen oder Be­
trieben können Wehrpflichtige wegen ihrer Qualifi­
kation und der damit verbundenen Unabkömmlich­
keit vom Wehrdienst zeitweilig zurückgestellt wer­
den.
(2) Auf Antrag eines Wehrpflichtigen kann eine 
zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst erfol­
gen, wenn die Einberufung zu dem vorgesehenen 
Termin auf Grund seiner Familienverhältnisse oder 
anderer Tatsachen eine erhebliche Härte darstellen 
würde.
(3) Außerhalb der Musterung entscheiden über die 
Anträge die Leiter der Wehrkreiskommandos oder, 
sofern die Einberufung bereits erfolgte, die zuständi­
gen Vorgesetzten.
(4) Die Antragsteller haben Maßnahmen zu treffen, 
die die Gründe, die zur zeitweiligen Zurückstellung 
führten, so schnell wie möglich beseitigen. Dabei ha­
ben die staatlichen Organe und Betriebe, soweit sie 
nicht selbst Antragsteller sind, die erforderliche 
Unterstützung zu leisten.
(5) Die Antragsteller sind verpflichtet, den Wehr­
kreiskommandos unverzüglich den Wegfall der 
Gründe mitzuteilen, die zur zeitweiligen Zurückstel­
lung vom Wehrdienst führten.

§ 15
Beschwerde
(1) Gegen die Entscheidungen über die Tauglich­
keit bzw. Untauglichkeit für den Wehrdienst, die 
zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst, die Ab­
lehnung eines Antrages auf zeitweilige Zurückstel­
lung vom Wehrdienst oder die Einberufung zum 
Wehrdienst entgegen den Rechtsvorschriften ist die 
Beschwerde zulässig.
(2) Vor der Einberufung zum Wehrdienst ist die Be­
schwerde binnen 1 Woche nach Zugang der Ent­
scheidung bzw. des Einberufungsbefehls an das zu­
ständige Wehrkreiskommando zu richten. Wird der 
Beschwerde/ nicht stattgegeben, so ist sie an das 
Wehrbezirkskommando weiterzuleiten. Für die Be­
arbeitung der Beschwerde ist beim Wehrbezirks­
kommando unter Vorsitz des Chefs des Wehrbe­
zirkskommandos eine Kommission zu bilden. Sie be­
sitzt die Rechte, wie sie im § 9 Abs. 3 festgelegt sind. 
Die von der Kommission getroffene Entscheidung ist 
endgültig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung.
(3) Nach der Einberufung zum Wehrdienst ist die 
Beschwerde nach den für den Wehrdienst geltenden 
Festlegungen einzureichen und zu bearbeiten.

§ 16
Mitteilungspflicht über 
Veränderungen zur Person
(1) Die Wehrpflichtigen sind von dem Zeitpunkt an, 
an dem ihnen die Aufforderungen zur Musterung öf­
fentlich bekanntgegeben oder sonst übermittelt wer­
den bzw. von dem Zeitpunkt an, an dem sie sich frei­
willig zum Wehrdienst melden, verpflichtet, Verän­
derungen zur Person den zuständigen Wehrkreis­
kommandos mitzuteilen. Wehrpflichtige, die ihren 
ständigen Wohnsitz im Ausland haben oder sich län­
ger befristet im Ausland aufhalten, teilen die Verän­
derungen zur Person den zuständigen Botschaften 
der Deutschen Demokratischen Republik mit. So­
weit es erforderlich ist, legt der Minister für Nationa­
le Verteidigung einen anderen Zeitpunkt für den Be­
ginn der Mitteilungspflicht über Veränderungen zur 
Person fest.
(2) Der Umfang der Mitteilungen über Veränderun­
gen zur Person wird vom Nationalen Verteidigungs­
rat der Deutschen Demokratischen Republik be­
stimmt.
(3) Die Wehrkreiskommandos können das persönli­
che Erscheinen von Wehrpflichtigen anordnen, 
wenn das zur Ergänzung der Wehrdokumentation 
oder Klärung von Problemen, die den Wehrdienst 
betreffen, erforderlich ist.
(4) Die staatlichen Organe und Betriebe können 
durch die Wehrkreiskommandos verpflichtet wer­
den, den Wehrkreiskommandos Veränderungen zur 
Person von Wehrpflichtigen mitzuteilen.
(5) Weiblichen Bürgern, dje nach § 12 Abs. 4 Ein-
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